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Rauchverbot an Thüringer Schulen beraten

Aus dem Plenum und den Ausschüssen

THÜRINGER L ANDTAG

THÜRINGER 
LANDTAGSKURIER

www.thueringer-landtag.de

Wettbewerb am 
Strommarkt
Medienberichte über mögliche 
Preismanipulationen an der Leip-
ziger Strombörse haben auch den 
Thüringer Landtag beschäftigt. 
Auf Antrag der SPD-Fraktion be-
richtete Wirtschaftsminister Jür-
gen Reinholz über Möglichkeiten 
zur Schaffung von mehr Wettbe-
werb am Strommarkt. Reinholz 
sagte, das Problem sei das Oligo-
pol auf dem Erzeugerstrommarkt, 
woran sich aber sobald nichts 
ändern werde. Erst ab Juli dieses 
Jahres rechne er mit sinkenden 
Preisen, da mit Ablauf der Strom-
preisregulierung die Kalkulation 
der Versorger transparenter wür-
de und sie damit einen Anreiz zur 
Kostenreduzierung hätten. In der 
Aussprache plädierte Tilo Kum-
mer, Linkspartei.PDS, für einen 
Umbau der Stromwirtschaft zur 
dezentralen Versorgung. Dr. Hart-
mut Schubert, SPD, forderte, den 
weiteren Ausbau des Stromoligo-
pols zu verhindern und den Sach-
verhalt im Wirtschaftsausschuss 
zu diskutieren.

Salzeintrag in Werra 
und Weser vermeiden
Die CDU-Fraktion im Thüringer 
Landtag hat die Landesregie-
rung aufgefordert, ihre Möglich-
keiten zu nutzen, um den Salz-
eintrag in Werra und Weser so 
weit wie möglich zu reduzieren. 
Hintergrund des Antrages ist die 
Absicht des Unternehmens K + S 
Kali GmbH, ihre Salzabwässer 
per Pipeline in die Werra zu lei-
ten. Die CDU-Fraktion forderte 
stattdessen, den Bau einer zen-
tralen Wasseraufbereitungsan-
lage oder einer Pipeline bis zur 
Nordsee zu prüfen. Der CDU-Ab-
geordnete Wieland Rose meinte 
dazu, man dürfe die bisherigen 
Umweltschutzerfolge nicht ge-
fährden. Die Vertreter der Oppo-
sition begrüßten den CDU-An-
trag. Dagmar Becker, SPD, meinte 
aber, eine Pipeline bis zur Nord-
see könne nicht die Lösung sein. 
Auch Tilo Kummer, Linkspartei.
PDS, bescheinigte dem CDU-An-
trag gute Ansätze. Es ginge jetzt 
darum, gemeinsam gegen die 
Laugenleitung zu handeln.

Innenausschuss

Die Straßenausbaubeiträge 
waren Thema der Sitzung des 
Innenausschusses am 23. März. 
Nach einem Bericht der Lan-
desregierung geht die Vorsit-
zende des Ausschusses, Evelin 
Groß (CDU), davon aus, dass die 
entsprechenden Gemeindesat-
zungen in den nächsten Mo-
naten erarbeitet werden und 
zum Jahresende eine rechts-
konforme Situation herrsche.

Gleichstellungsausschuss

Erneut wurde im Gleichstel-
lungsausschuss über die Zu-
kunft der Frauenhäuser, Inter-
ventionsstellen und Frauen-
zentren des Freistaates beraten. 
Die Ausschussvorsitzende Katja 
Wolf, Linkspartei.PDS, kritisier-
te, dass sich die Landesregie-
rung aus ihrer Verantwortung 
zurückzöge. Der Ausschuss for-
derte einhellig ein Konzept für 
die Interventionsstellen ein.

Sehr geehrte Leserinnen,
sehr geehrte Leser,

ich freue mich sehr, Ihnen die 
bereits dritte Ausgabe un-
seres newsletters präsentie-
ren zu können. Die ausge-
sprochen positive Resonanz 
auf den neuen Landtagskurier 
zeigt, wie groß das Interesse 
an Informationen direkt aus 
dem Landtag ist. 

Die Thüringer Landespolitik 
ist spannend, aber sicher auch 
manches Mal etwas komplex. 
Der jetzt monatlich erschei-
nende Landtagskurier greift 
deshalb die wichtigsten lan-
despolitischen Themen ge-
zielt auf und gibt eine erste 
Orientierung in der aktuellen 
Debatte. In dieser Ausgabe er-
fahren Sie den Stand der Dis-
kussion um das Rauchver-
bot an Thüringer Schulen, die 
Möglichkeiten für mehr Wett-
bewerb am Strommarkt oder 
auch wie die Fraktionen zur 
geplanten Salzpipeline in die 
Werra stehen. Und wir infor-
mieren Sie über die neuesten 
Ausstellungen im Thüringer 
Landtag. Es gibt Neues aus 
dem Jugendkunstturm und 
eine Ausstellung der Thürin-
ger Künstler Thomas Helm-
bold und Heiko Börner.

Natürlich kommen auch die 
Thüringer Landesbeauftrag-
ten mit Informationen aus er-
ster Hand zu Wort. Ich denke 
für jeden ist etwas dabei in 
der aktuellen Ausgabe des 
Landtagskuriers. Ich wünsche 
Ihnen eine informative Lektü-
re.

Prof. Dr. Dagmar Schipanski
Landtagspräsidentin

SPD-Bildungsexperte 
Hans-Jürgen Döring

Erneut stand das Thema Rauch-
verbot an Schulen auf der Tages-
ordnung des Thüringer Land-
tags. Bereits im Juli des ver-
gangenen Jahres wurde ein ent-
sprechender Gesetzesentwurf 
der SPD-Fraktion zur Änderung 
des Thüringer Schulgesetzes im 
Plenum beraten und anschlie-
ßend federführend an den Bil-
dungsausschuss überwiesen. 
Trotz einiger Änderungen an 
dem ursprünglichen Gesetzent-
wurf, vorwiegend formeller Art, 
sprach sich der Ausschuss in sei-
ner Empfehlung klar für ein ge-
nerelles Rauchverbot aus. Auch 
in der Aussprache im Plenum 
zeigte sich über die Fraktions-
grenzen hinweg eine breite Zu-
stimmung zu dem Vorhaben 
„rauchfreie Schule“.
Der CDU-Abgeordnete Micha-
el Panse sprach sich klar gegen 
weitere Einschränkungen beim 

Nichtraucherschutz an Schu-
len aus. Die Vergangenheit hät-
te deutlich gezeigt, dass Freiwil-
ligkeit hier nicht funktioniere. 
Es sei jetzt an der Zeit, eine ge-
setzliche Regelung zu treffen, 
die für alle verbindlich ist. Er ver-

wies zur Begründung auch auf 
die Anhörung im Bildungsaus-
schuss: „Immer mehr Jugendli-
che rauchen und sie fangen im-
mer früher damit an. Experten 
plädieren hier für eine klare Lö-
sung.“
Auch für den bildungspoli-
tischen Sprecher der SPD-Frak-
tion und Vorsitzenden des Bil-
dungsausschusses, Hans-Jürgen 
Döring, ist ein generelles Rauch-
verbot längst überfällig. Es biete 
eine klare Verhaltensorientie-
rung, müsse aber mit einem 
umfassenden Maßnahmebün-
del und einem Präventionspro-
gramm an den Schulen kombi-
niert werden, um wirklich zum 
Erfolg führen zu können. In der 
anschließenden Abstimmung 
wurde die Beschlussempfeh-
lung des Bildungsausschusses 
zur Neufassung des Gesetzent-
wurfs angenommen.
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CDU

Veranstaltungen

Salzbelastung muss 
verringert werden

www.thueringer-landtag.de

Die Salzbelastung von Werra und 
Weser muss verringert werden. 
Dafür setzt sich die CDU-Frak-
tion ein und erwartet von der 
Firma Kali + Salz Alternativen zur 
geplanten Salzpipeline. Eine Mög-
lichkeit könne die Entsalzung der 
Abwässer sein. Auch der Bau einer 
Leitung in die Nordsee sollte über-
dacht werden. Aus der Verantwor-
tung gegenüber den Mitarbeitern 
und für den Erhalt ihrer Arbeits-
plätze müssten langfristige Lö-
sungen gefunden werden. Dabei 
sollten nach Meinung der CDU-
Umweltpolitiker alle Mittel und 
Möglichkeiten der Forschung ge-
nutzt werden. Ein entsprechender 
Antrag der CDU-Fraktion wird nun 
im Umweltausschuss beraten.

Glas, Stahl und Stein sind die Ma-
terialien, die das Landtagsgebäu-
de vorwiegend kennzeichnen. 
Umso stärker fallen die derzeit 
dort ausgestellten Skulpturen ins 
Auge: rohes Holz, natürliche Ober-
flächen und reine Strukturen. 
Der Bildhauer Heiko Börner prä-
sentiert seine Arbeiten. Im Ein-
klang mit den Bildern des Ma-
lers Thomas Helmbold füllen die 
Werke der beiden Künstler das 
Funktionsgebäude. Beide Künst-
ler sind Thüringer. Thomas 
Helmbold wurde im Eichs-
feld geboren, verließ die 
DDR in jungen Jahren und 
lebt heute in Hannover 
und Dachrieden. Heiko Bör-
ner hat seine Wurzeln nahe 
Arnstadt in Marlishausen 
und pendelt heute beruflich 
zwischen Berlin und Thürin-
gen. 
Aus einer eher zufälligen Be-
gegnung der beiden Künst-
ler im Schloss Bevern (Nie-
dersachsen) vor einem Jahr 
wurde eine enge Zusam-
menarbeit. 
Seitdem stellen beide auch 
zusammen aus. Die Bilder 

und Zeichnungen von Thomas 
Helmbold stehen in direktem Dia-
log mit den Skulpturen von Heiko 
Börner. 
Landtagspräsidentin Prof. Dr. Dag-
mar Schipanski eröffnete die Aus-
stellung gemeinsam mit dem Di-
rektor der Kunsthalle Erfurt, Prof. 
Dr. Kai Uwe Schierz. Die Ausstel-
lung ist zu sehen vom 29. März 
bis 11. Mai 2007, Montag bis Frei-
tag, von 8 bis 17 Uhr. Der Eintritt 
ist frei. 

Henry Worm im Gespräch mit Tagungsteilnehmerinnen.

„Aktiv in Thüringen“ - unter die-
sem Motto stand der Senioren-
kongress der CDU-Landtagsfrak-
tion am 31. März 2007 in Erfurt. 
Mehr als 160 Senioren und Mit-
glieder verschiedener Interessen-
vertretungen beteiligten sich an 
dem Workshop. „Die Seniorinnen 
und Senioren in Thüringen wol-
len Verantwortung für die Gesell-
schaft übernehmen und sich in 
allen Lebensbereichen engagie-
ren“, resümierte  der seniorenpoli-
tische Sprecher der CDU-Fraktion, 
Henry Worm.  Die ältere Generati-
on stelle ein gewaltiges Potenzial 
dar. Dies gelte es jetzt zu nutzen. 
Die Ehrenamtsförderung ist laut 
Worm ein wichtiger Baustein bei 
der Teilhabe älterer Menschen am 
gesellschaftlichen Leben. „Ehren 
amt soll sich auszahlen - auch fi-
nanziell. Deshalb begrüße ich das 
Engagement der Landesregie-
rung, über den Bundesrat Steu-
erfreibeträge für Ehrenamtler 
durchzusetzen“, sagte der CDU-
Abgeordnete.  
Die Fraktion werde sich verstärkt 

Seniorenkongress der CDU-Fraktion
Potenziale nutzen, Bürokratie abbauen und Ehrenamt fördern

dem Abbau von Bürokratie in der 
Pflege widmen. Auf Antrag der 
CDU wird sich der Sozialausschuss 
in einer öffentlichen Sitzung mit 
dem Forschungsprojekt „Opti-
mierte Abbildung des Pflegepro-
zesses in Pflegepraxis und Pfle-
gedokumentation“ der Fachhoch-
schule Jena befassen. Worm kün-
digte ebenso an, den Gesetzent-
wurf über die Helferberufe in der 
Pflege noch 2007 verabschieden 

zu wollen. „Mit diesem Pflegehel-
fergesetz wird ein landesrecht-
licher Rahmen für die Ausbildung 
von Pflegehelfern geschaffen. Das 
ist deshalb von großer Bedeutung, 
weil die professionelle Pflege zu-
künftig nicht von den Fachkräf-
ten allein bewältigt werden kann“, 
so Worm. Die CDU-Fraktion wer-
de an den Kongress mit themen-
spezifischen Foren und Veranstal-
tungen anknüpfen .

Birgit Pelke, Dr. Birgit Klaubert und 
Prof. Dr. Dagmar 
Schipanski überreichen den 
Scheck an den Diakon 
Wolfgang Musigmann (v.l.n.r.)

Halbzeit in der Legislaturpe-
riode des Thüringer Landtags 
heißt auch Halbzeit für das 
Projekt Jugendkunstturm, das 
vor gut zwei Jahren ins Leben 
gerufen wurde. Seitdem dient 
das Verwaltungshochhaus des 
Landtags der Landesarbeitsge-
meinschaft Jugendkunstschu-
len in Thüringen als Podium 
für wechselnde Ausstellungen. 
Mit der Kunstwerkstatt Ru-
dolstadt stellt jetzt die sech-
ste Jugendkunstschule im Par-
lament aus. Ergänzt wird die 
Ausstellung mit Arbeiten, die 
während des „Klangteppich“ - 
Projekts in Hohenfelden unter 
Regie der Textilgestalterin Ulrike 
Drasdo entstanden.
Birgit Pelke, Vizepräsidentin 
des Thüringer Landtags, eröff-
nete die Ausstellung gemein-
sam mit der Leiterin der Kunst-
werkstatt Rudolstadt, Johanna 
Fischer. 
Die Ausstellung ist zu sehen 
bis zum 30. Mai, Montag bis 
Freitag, von 8 bis 17 Uhr. Der 
Eintritt ist frei. 

Kunstturm im
Landtag

Bilder, Zeichnungen und Skulpturen im Dialog1000 Euro für 
Offene Arbeit

Das närrische Treiben zur Wei-
berfastnacht im Thüringer Land-
tag hat sich gelohnt - auch für die 
Offene Arbeit Erfurt. 
Der Verkaufserlös von Getränken 
und Speisen sowie eine Spende 
des Landtagsvorstands bringen 
der sozialen Einrichtung einen 
Scheck von 1000 Euro. Die Offene 
Arbeit Erfurt ist eine Einrichtung 
des Evangelischen Kirchenkreises 
Erfurt. Sie bietet neben Treffen 
und Veranstaltungen auch Krea-
tivprojekte für alle Altersgruppen 
und Nationalitäten an.

Landtagspräsidentin Prof. Dr. Dagmar 
Schipanski gratuliert den Künstlern zur 
Ausstellungseröffnung

Ausstellungen
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Nach einer gemeinsamen Bera-
tung der SPD-Fraktion mit den 
Thüringer Jugendverbänden - 
DGB Jugend, Jusos Thüringen, 
Landesjugendwerk der AWO, 
Naturfreundejugend, SJD-Die 
Falken - warnten die Jugend-
vertreter sowie SPD-Fachspre-
cherin Antje Ehrlich-Strathau-
sen die Thüringer Landesregie-
rung vor Einsparungen im Be-

reich Jugendarbeit: „Dem Dop-
pelhaushalt 2008/2009 dürfen 
nicht weite Teile der Jugendar-
beit geopfert werden.“
Die Ankündigung der Landesre-
gierung, die so genannten frei-
willigen Leistungen weiter ein-
zuschränken, sei bedrohlich für 
die Jugendarbeit in Thüringen, 
hieß es. Schließlich belegten di-
verse Untersuchungen, dass bis 

zu 30 Prozent der Kinder und Ju-
gendlichen von Armut betrof-
fen seien. Diese jungen Men-
schen seien beispielsweise auf 
nichtkommerzielle Freizeitan-
gebote dringend angewiesen. 
„Die Bürgergesellschaft - wie sie 
in Sonntagsreden von der CDU 
gepriesen wird - braucht Kinder 
und Jugendliche, die frühzeitig 
lernen, wie Demokratie funktio-
niert und welche Möglichkeiten 
der Beteiligung ihnen zu Verfü-
gung stehen“, betonten die Ver-
treter der Jugendverbände so-
wie SPD-Jugendpolitikerin Ehr-
lich-Strathausen. 
Die SPD-Fraktion sicherte den 
Verbänden bei ihrer wichtigen 
Aufgabe Unterstützung zu: Ju-
gendarbeit müsse verlässlich 
gefördert werden, schließlich 
funktioniere eine aktive ehren-
amtliche Struktur nicht völlig 
ohne Hauptamt.
Die Jugendvertreter sprachen 
sich zudem gegen eine Kür-
zung der Jugendpauschale aus, 
weil sonst das ohnehin ausge-
dünnte Angebot im Bereich Ju-

Die Linkspartei.PDS-Fraktion 
im Thüringer Landtag

Pressestelle
Tel. 	 0361 - 377 22 93
Fax	 0361 - 377 23 21
www.linkspartei-pds-thl.de

Landesregierung soll Jugendarbeit stärker unterstützen

gendarbeit akut gefährdet wür-
de. „Gerade der ländliche Raum 
wird durch Jugendarbeit am Le-
ben gehalten. Kürzungen in die-
sem Bereich zeugen von der 
Kurzsichtigkeit der Landesregie-
rung“, kritisierte die Geschäfts-
führerin der Naturfreundeju-
gend Thüringen (NFJ), Simone 
Rieth. 
Barbara Lochner, Geschäftsfüh-
rerin des AWO-Landesjugend-
werks, betonte, außerschu-
lische Jugendbildung, für jeden 
zugängliche Freizeitangebote, 
Jugendbetreuung und -bera-
tung sowie Partizipationsmög-
lichkeiten für Kinder und Ju-
gendliche müssten den Status 
von Pflichtaufgaben erhalten. 
Schließlich sicherten sie Demo-
kratie, Zivilgesellschaft und so-
ziale Gemeinschaft. 

Lebhaft war die Debatte, die Jugendvertreter verschiedener Verbände 
mit Abgeordneten der SPD-Fraktion führten.

Bezahlbare Wohnungen 
dringend nötig

Angesichts des Anstiegs der 
Mietpreise um drei bis fünf Pro-
zent und insbesondere im Hin-
blick auf die steigenden Wohn-
kosten sowie den Mangel an klei-
nen „Hartz-IV-gerechten“ Woh- 
nungen warnt die Wohnungs-
politikerin der Linksfraktion, 
Heidrun Sedlacik, vor dem Ver-
kauf von Wohnungen aus kom-
munalen Beständen. Mit Blick 
auf die soziale Verantwortung 
für die Bürger und auf die Ent-
wicklung der Städte seien voll-
ständige Verkäufe kommunaler 
Wohnungen unverantwortlich. 
„Renditeziele privater Investoren 
führen zur Verdrängung sozial 
schwacher Mieter. Wohnungen 
gehören jedoch zur Daseinsvor-
sorge und dürfen nicht zu Spe-
kulationsobjekten werden“, be-
tont die Abgeordnete. Daher ist 
und bleibt der Erhalt und die 
Schaffung bedarfsgerechter 
und bezahlbarer Wohnungen 
für alle Bevölkerungsschichten 
in einem lebenswerten Wohn-
umfeld Anspruch der Linkspar-
tei.PDS.

Kitas sichern und 
ausbauen

Mehr Krippen- und Kita-Plätze und 
eine höhere Qualität der frühkind-
lichen Bildung fordert die Famili-
enpolitikerin der Fraktion der Links-
partei.PDS, Margit Jung. Schließ-
lich hätten Kinder das Recht, nicht 
nur aufbewahrt, sondern auch ge-
fördert und in ihrer Entwicklung 
unterstützt zu werden. Trotz leerer 
Kassen versuchten die Kommu-
nen, ein bedarfsgerechtes Betreu-
ungs- und Bildungsangebot an-
zubieten. Mit dem Familienförder-
gesetz der Landesregierung seien 
aber die Stellen der Erzieherinnen 
in vielen Einrichtungen und gera-
de in Kinderkrippen so reduziert 
worden, dass für die Berücksich-
tigung individueller Besonder-
heiten und Talente immer weni-
ger Zeit bleibe.

Den Kampf des Ministerpräsi-
denten Dieter Althaus (CDU) ge-
gen die Einführung eines gesetz-
lichen Mindestlohns kritisiert Ina 
Leukefeld, Sprecherin der Links-
partei.PDS für den Arbeitsmarkt 
(im Bild mit Dieter Hausold, Frak-
tionsvorsitzender). „Althaus ist 
mit seinen rückwärts gewandten 
Ansichten zu einem Standortri-
siko für Thüringen geworden.“ 
Er treibe letztlich Menschen in 
die Perspektivlosigkeit und da-
mit zur Abwanderung. Wer ange-
sichts eines zunehmenden Fach-
kräftemangels in der Thüringer 
Industrie dem Niedriglohnsek-

tor das Wort rede und geringe Be-
zahlung als vermeintlichen Vor-
teil anpreise, offenbare eine gro-
teske Unkenntnis der Situation. 
Politik dürfe sich mit Lohndum-
ping nicht abfinden. Jeder Be-
schäftigte habe das Recht auf an-
gemessene Bezahlung. „Die ex-
treme Zunahme von prekärer Be-
schäftigung und Ein-Euro-Jobs 
ist der perverse Ausdruck eines 
Wertverfalls“, sagt die Linksfrakti-
onärin. Menschliche Arbeit gelte 
immer weniger. Ein Mindestlohn 
sei nötig, um dieser Abwärts- 
entwicklung einen Riegel vorzu-
schieben.

Niedriglohnland Thüringen nicht akzeptabel



Bürgerbeauftragter 
des Freistaats Thüringen
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Landesbeauftragte für die 
Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der  
ehemaligen  DDR
Tel.	 0361 - 377 1951 
Fax	 0361 - 377 1952
e-mail 	 tlstu@t-online.de
www.thueringen.de/tlstu

Der Thüringer Landesbeauftragte 
für den Datenschutz
Tel. 	 0361 - 377 1900
Fax	 0361 - 377 1904
e-mail  	
poststelle@datenschutz.thue-
ringen.de
www.datenschutz.thueringen.de
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Der Bürgerbeauftragte
Die Beauftragte für die 
Stasiunterlagen

Der Datenschutz-
beauftragte

Hinweise zur 
Bestellung des 
Landtagskuriers

Der Landtagskurier erscheint 
monatlich in Form eines 
newsletters. 

Der Bezug ist kostenfrei so-
wohl über den Postweg als 
auch über E-mail (im PDF-Da-
tei Format) möglich. 

Wenn Sie den Landtagskurier 
bestellen möchten, schreiben 
Sie uns eine E-mail:
pressestelle@landtag.thue-
ringen.de 

oder rufen Sie uns an 
Telefon 0361 37 72006

Datenschutz bei der 
Petitionsbearbeitung 

Aktuell werden im Landtag 
Entwürfe einiger Fraktionen 
zur Änderung des Petitions-
gesetzes und des Bürgerbe-
auftragtengesetzes diskutiert. 
Hierzu hat auch der TLfD Stel-
lung genommen, da sich aus 
datenschutzrechtlicher Sicht 
resultierend aus der Kontroll-
praxis des TLfD das Problem 
stellt, dass häufig bei der Bear-
beitung von Petitionen zu vie-
len Stellen zu viele nicht er-
forderliche Informationen zu-
gänglich gemacht werden. 
Durch normenklare Regelun-
gen ist zu gewährleisten, dass 
sich die Übermittlung perso-
nenbezogener Daten zur Klä-
rung von Sachverhalten auf 
das Maß beschränkt, welches 
hierfür zwingend erforderlich 
und verhältnismäßig ist. 
In diesem Zusammenhang ist 
bei der Bearbeitung von Petiti-
onen auch zu berücksichtigen, 
dass sich der Petent mit seinem 
Anliegen ausdrücklich und ver-
trauensvoll an den jeweils von 
ihm ausgewählten Adressaten 
wendet und bei dieser Gele-
genheit dem Empfänger u. U. 
sehr sensible Daten offen- 
bart. Daher sollte eine Weiter-
leitung ohne Beteiligung des 
Betroffenen nur dann erfol-
gen, wenn dies offensichtlich 
in seinem Interesse liegt und 
nach dem Inhalt der Petition 
keine erkennbaren Gründe ent-
gegenstehen. 
Es bedarf zudem auch einer 
klaren Abgrenzung der Zustän-
digkeiten und Aufgaben zwi-
schen dem Petitionsausschuss 
und dem Bürgerbeauftrag-
ten, da es sich hierbei aus da-
tenschutzrechtlicher Sicht um 
zwei voneinander unabhän-
gige, Daten verarbeitende Stel-
len handelt. Soweit nicht dem 
Bürger überlassen bleiben soll, 
an welche Person oder Stel-
le er sich mit seinem Problem 
wenden kann, ist es ein Gebot 
des Datenschutzes, alle mög-
lichen beteiligten Stellen, ins-
besondere aber den Petenten 
selbst, über die Aufgabenab-
grenzungen und Zuständig-
keiten vorher umfassend zu in-
formieren. Nur unter dieser Vo-
raussetzung wird es einem Be-
troffenen möglich, eine freie 
Entscheidung zur Verarbeitung 
seiner personenbezogenen 
Daten gemäß § 4 ThürDSG zu 
treffen. 

Bürger sprechen 
rege vor

Der geübten Praxis der Vor-
jahre folgend bieten die Mit-
arbeiter des Thüringer Bür-
gerbeauftragten auch in die-
sem Jahr auswärtige Bürger-
sprechstunden und Sprech-
tage am Dienstsitz in Erfurt an. 
Um Wartezeiten zu vermeiden, 
werden im Vorfeld telefonisch 
Termine vergeben.
Bei den im Februar abgehal-
tenen auswärtigen Bürger-
sprechstunden war die Re-
sonanz der Bürger allerdings 
eher verhalten; im Landkreis 
Nordhausen wurden Mitte Fe-
bruar fünf Bürgeranliegen und 
im Landkreis Hildburghausen 
am 27. Februar 2007 sechs Bür-
geranliegen vorgetragen. 
Die letzten durchgeführten 
Bürgersprechstunden im Eichs-
feldkreis am 20. März 2007 
und im Landkreis Saalfeld-Ru-
dolstadt am 3. April 2007 wur-
den hingegen mit 18 bzw. 15 
vorgebrachten Bürgeranliegen 
rege in Anspruch genommen. 
So mussten sogar einige Bür-
ger auf den schriftlichen Weg 
verwiesen werden, da Termine 
nicht mehr zur Verfügung 
standen.
Die zweimal im Monat ange-
botenen Sprechstunden am 
Dienstsitz in Erfurt waren mit 
durchschnittlich fünf bis sechs 
vorgetragenen Bürgeranliegen 
ebenfalls gut ausgelastet. 

Im 1. Halbjahr dieses Jahres 
sind noch folgende auswärti-
ge Bürgersprechstunden vor-
gesehen:
-	 am 24.04.2007 im
	 Landratsamt Sonneberg
-	 am 08.05.2007 in der 
	 Stadtverwaltung Gera
-	 am 22.05.2007 in der
	 Stadtverwaltung Eisenach
-	 am 05.06.2007 im 
	 Landratsamt Kyffhäuserkreis
-	 am 19.06.2007 im 
	 Landratsamt Schmalkalden - 

Meiningen

Daneben sind nachfolgende 
Sprechtage am Dienstsitz in Er-
furt geplant:
-	 Donnerstag	 26.04.2007
-	 Dienstag	 15.05.2007
-	 Donnerstag	 31.05.2007
-	 Dienstag	 12.06.2007
-	 Dienstag	 26.06.2007

Termine können unter der Tele-
fon - Nr.: 0361/3771871 vereinbart 
werden. (hb)

Reisende werden sich wohl künf-
tig beim Verlassen des Bahnhofs 
in der „Willi-Brandt-Stadt“ wäh-
nen.
Sind wir das? Trifft das nicht mehr 
für Berlin, Bonn zu oder für Kassel, 
wo zwei Monate später mit den 
„20 Kasseler Punkten“ Umrisse 
eines Grundlagenvertrags ent-
standen? Politik wurde in Erfurt 
durchaus gemacht. Weniger im 
„Erfurter Hof“ und mehr davor. Am 
19. März 1970 strömten Zigtausen-
de über den Bahnhofsvorplatz. Am 
Vormittag kam der Bundeskanz-
ler nach Erfurt zum Gespräch mit 
dem DDR-Ministerratsvorsitzen-
den Willy Stoph. Über 800 Sicher-
heitskräfte versuchten, die Ströme 
zu kanalisieren und von dem roten 
Teppich fernzuhalten, um den sich 
die „gesellschaftlichen Kräfte“ von 
der Bezirksparteischule geschart 
hatten. Gegen 9.30 Uhr gelang der 
„Durchbruch“. „Wir haben uns re-
gelrecht durchgebissen“, erzählte 
ein Zeitzeuge. „Die Sicherheitsleu-
te versuchten, in Ketten den Platz 
abzusperren. Wir bissen den Leu-
ten in die Handgelenke, so dass sie 
losgelassen haben. Vorne am roten 
Teppich haben wir dann selbst für 
Ordnung gesorgt wie 1989, dass 
die Delegation frei durchlaufen 
konnte. Die Demonstranten waren 
disziplinierter als die ‚Ordnungs-
kräfte’.“ Als der Bundeskanzler 
durch die Menge schritt, wurde er 
begeistert begrüßt. Er verschwand 
im Erfurter Hof, aber die Menge 
blieb. „Willy Brandt ans Fenster“, 
ertönte es. Brandt trat ans Fenster, 
zögernd. Nun konnten ihn auch 
die sehen, die hinten standen. Er 
zeigte sich und mahnte durch eine 
Bewegung seiner Hände zur Zu-
rückhaltung. Die Menge verstand 
seine schwierige Situation und 
verstummte. Da gab es eine Über-
einstimmung der Werte und Ziele, 
die beide verband - die Menschen 
auf dem Platz und den Politiker 
aus dem freien Deutschland. Die 
Leute unten riskierten viel. Viele 
wurden später verhört und  schi-
kaniert. Aber sie waren es, die dem 
Treffen von Erfurt geschichtliche 
Bedeutung verliehen. Willy Brandt 
hat das gespürt: „Ich war bewegt 
und ahnte, dass es ein Volk mit mir 
war.“ 
Wenn umstrittene Denkmale 
wirklich zum demokratischen Re-
den und Streiten anregen wür-
den, sollten wir vielleicht auch 
vorschlagen, an den Dom-Severi-
Turmspitzen den Ruf „Stasi Raus“ 
anzubringen.

Diskussion um Erfurter 
Brandt-Denkmal


